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1. Einleitung

Das Recht auf Wohnen ist ein Menschenrecht und in der Bremer Landesverfassung
festgeschrieben. Wohnen wird aber fur viele immer mehr zur finanziellen Be- und
Uberlastung. Umziige werden vermieden, selbst wenn die Wohnung zu klein, zu groB oder
nicht ausreichend barrierearm ist, weil kein bezahlbarer Wohnraum in Wohnortnahe
verfugbar ist.

Die Mieten sind bundesweit in den letzten zehn Jahren stark angestiegen. Wie aus der
Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linken-Abgeordneten Caren Lay
hervorgeht, sind die Angebotsmieten in Deutschlands 14 groBten Stadten seit 2016 im
Schnitt um 43 Prozent angehoben worden. Bremen steht in Sachen Mietenexplosion mit
einem Anstieg von 46 Prozent bundesweit an dritter Stelle. Aktuell liegt die
Durchschnittsnettokaltmiete in der Stadt Bremen bei circa 11,20 Euro pro gm, die
Angebotsmieten fur Neubauwohnungen sogar bei 12,55 Euro pro gm (Monitoring Wohnen
und Bauen - Stadt Bremen 2025) mit stark steigender Tendenz. Die erheblichen
Steigerungen der Angebotsmieten weisen darauf hin, dass auch die Bestandsmieten
durch den Anstieg der ortsuiblichen Vergleichsmieten weiter angehoben werden. Flr viele
Haushalte werden Mieten und Nebenkosten zunehmend zur finanziellen Belastung.

Die Bezahlbarkeit von Wohnen macht sich zum einen an der Hohe der Mieten und der
Verflugbarkeit von Wohnraum fest, und zum anderen an der Kaufkraft der Haushalte. Das
im Vergleich mit anderen GroBstadten noch moderate Mietniveau in Bremen wird
aufgefressen durch die vergleichsweise geringe Kaufkraft der Bremer Haushalte. Bremen
ist deshalb Negativspitzenreiter, was die Wohnarmut betrifft. Laut der Studie des
Paritatischen sind fast 30 Prozent der Bremer*innen von Wohnarmut betroffen, in Zahlen
sind das rund 197.000 Menschen (konventionelle Armut 146.000 Menschen). Sie geben
mehr als ein Drittel firs Wohnen aus, einige sogar mehr als die Halfte. Massiv betroffen
sind Menschen Uber 65 Jahre, junge Erwachsene, Alleinerziehende und Erwerbslose, aber
auch viele Menschen, die im Niedriglohnsektor beschéaftigt sind. lhr Anteil betragt in
Bremen 15 Prozent der Beschaftigten.

2. Bestehende Regulierung - und ihre Grenzen

2.1. Mietspiegel

Bremen hat seit 2024 einen qualifizierten Mietspiegel, der alle zwei Jahre aktualisiert wird.
In ihn flieBen die Mieten ein - mit Ausnahme des geférderten Wohnraums,
Bestandsmieten, die alter als sechs Jahre sind, von Wohnungen, die nach 2019
fertiggestellt wurden und von Sonderwohnformen wie Studierenden-Heime oder
Geflichtetenunterklnfte.

» Wir fordern: In den Mietspiegel sollen auch geforderte und Bestandsmieten
einflieBen, Wuchermieten mussen erfasst und herausgenommen werden.


https://www.caren-lay.de/de/article/1933.43-prozent-mietsteigerungen-trotz-mietpreisbremse.html

2.2. Mietpreisbremse

Auf Basis des Mietspiegels und in Kombination mit der Feststellung einer
Wohnungsmangellage wird die Mietpreisbremse aktiviert. Diese begrenzt die zulassigen
Mietsteigerungen bei Weitervermietung auf maximal 10 Prozent Uber der ortsublichen
Vergleichsmiete. Allerdings gilt die Mietpreisbremse nicht fir Wohnungen, die nach 2014
fertiggestellt wurden, nicht fur befristete Mietvertrage und nicht bei Modernisierung. Die
sog. Kappungsgrenze aus dem BGB begrenzt die Mietsteigerungen in bestehenden
Mietvertragen auf maximal 15 Prozent innerhalb von drei Jahren. Die Mietpreisbremse
wirkt, aber nicht ausreichend, wie die Mietsteigerungen zeigen.

» Wir fordern deshalb einen bundesweiten Mietendeckel, der regional differenziert
und in Wohnungsnotlagen ein Einfrieren oder eine Absenkung Uberhdhter Mieten
zuladsst (vgl. Bundestags-Drucksache 21/7688). Dass das rechtlich zulassig ist,
wurde in einem Rechtsgutachten nachgewiesen.

2.3. Ahndung von Mietwucher

Mietpreisiberhdhung ist gemaB 8 5 Wirtschaftsstrafgesetz eine bufBigeldbewehrte
Ordnungswidrigkeit, Mietwucher nach § 291 Strafgesetzbuch eine Straftat. Die Bremer
Mietervereine beraten auch jetzt schon zivilrechtlich bei Uberhohter Miete, mit ihrer Hilfe
kdnnen Mieter*innen zu viel gezahlte Miete zurlckverlangen und die Miete auf ein
zulassiges Niveau absenken. BuBgelder kann aber nur die Baubehdrde verhangen,
Strafverfahren die Staatsanwaltschaft. In Bremen hat es nach Auskunft des Senats bisher
weder BuBgeldverfahren noch Verurteilungen wegen uberhodhter Miete gegeben. Diese
Licke soll die von der Linksfraktion initiierte Miet-Melde-Stelle schlieBen, die im
Frahjahr 2026 beschlossen und finanziert wurde, damit Mietwucher nicht ldnger straffrei
bleibt.

» Die Miet-Melde-Stelle muss zlgig eingerichtet werden, um Uberhéhte Mieten zu
ahnden und die Straflosigkeit bei Wohnausbeutung zu beenden. Als nachsten
Schritt wollen wir die Miet-Melde-Stelle ausweiten.

2.4. Sozialwohnungsquoten und Wohnraumforderung

Trotz der genannten MaBnahmen und Instrumente ist Bremen ein Gebiet mit
nachweislich angespanntem Wohnungsmarkt. Selbst mit Mobilisierung von
Rekordsummen im Rahmen der Wohnraumférderung (140 Millionen far das
Wohnraumfoérderprogramm 2026) zur Schaffung von Sozialwohnungen deckt der Bestand
an Sozialwohnungen weiterhin den Bedarf nicht.

2024 gab es im Land Bremen nur noch 6.000 Sozialwohnungen (Sozialer Wohn-Monitor
2026). Zum Vergleich: 1990 gab es noch 60.000 Sozialwohnungen, also zehnmal so viel.
Aktuell fehlen Gber 10.000 Sozialwohnungen im Land. Dabei sind die Sozialwohnungen
raumlich sehr ungleich verteilt. Dass sich die Zahl der Sozialwohnungen innerhalb der
letzten Jahre mehr als halbiert hat, liegt auch an der groBen Zahl auslaufender
Sozialbindungen. Aus der Antwort des Senats auf unsere groBe Anfrage zur Entwicklung
von Sozialwohnungen und genossenschaftlichem Wohnen (Drucksache 21/952) geht
hervor, dass allein 2023 im Land Bremen 1.286 Sozialbindungen ausgelaufen sind, 2024
waren es 401, 2025 313 Sozialbindungen und zwischen 2026 und 2030 werden


https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://dserver.bundestag.de/btd/21/076/2107688.pdf&ved=2ahUKEwjCmeGw9aCXAxX7B9sEHbtpALYQFnoECBwQAQ&usg=AOvVaw0p1aRAvtycuAQx0PoPS0yO
https://mietendeckel.dielinkebt.de/content/files/2026/08/Rechtsgutachten-Mietendeckel-Prof.-Dr.-Kingreen-1.pdf
https://www.transparenz.bremen.de/top-36-faelle-von-mietwucher-in-bremen-399358?asl=bremen02.c.732.de
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/21/736%2520S&ved=2ahUKEwiW6MPU9qCXAxX0S_EDHV-jJrcQFnoECC0QAQ&usg=AOvVaw1CFiIR7G7o5rLHNoiHjHu2

schatzungsweise weitere 532 Sozialbindungen im Land Bremen auslaufen. Insbesondere
far Haushalte mit niedrigem Einkommen oder im Leistungsbezug ist das Angebot knapp.

Es fehlt aber auch an Mietwohnungen fur Menschen mit mittleren Einkommen, die
angesichts der angespannten Lage auf dem Wohnungsmarkt, insbesondere in
innerstadtischen Stadtteilen, ebenfalls an ihre Grenzen stoBen. Auch fur die Uber 40.000
Studierenden und Uber 13.000 Auszubildenden in Bremen ist bezahlbarer Wohnraum
Mangelware. Die zwischenzeitlich geschaffene Forderschiene flr preisgedampften
Wohnraum fur 9 Euro/gm, die Férderung von Azubi-Wohnen und eine Ausdifferenzierung
fur kleine und groBe Wohnungen sollen deshalb verstarkt genutzt werden.

Viele Menschen, die in Bremen in Gemeinschaftsunterbringung leben, wie Geflichtete in
Geflichtetenunterklnften, junge Erwachsene in der stationaren Jugendhilfe, Obdachlose
aus Notunterkinften oder Frauen aus Frauenhausern finden keine Anschlusswohnung.
Dadurch verstetigen sich nicht nur schlechtere bzw. weniger selbstbestimmte
Wohnverhaltnisse in provisorischen Wohnformen, sondern es entstehen auch Kosten fur
die offentliche Hand.

» Als Linke haben wir uns deshalb fir ein Ankauf- und Verldngerungsprogramm von
Sozialbindungen eingesetzt. Dieses muss starker genutzt werden.

» Die fir die Wohnraumforderung bereitgestellten Rekordsummen sollen vorrangig
bei gemeinwohlorientierten Bestandshalten geschaffen werden, damit sie auch
dauerhaft sozialen Zwecken dienen. So wird gewahrleistet, dass eine 6ffentlich
geforderte Wohnung nicht nach 30 Jahren frei vermietet wird, denn so wird das
Problem des bezahlbaren Wohnraums nur in die Zukunft verschoben. Stattdessen
wollen wir prufen, ob dem Gemeinwohl verpflichtete und sozial engagierte
Vermieter wie kommunale Wohnungsbauunternehmen, Genossenschaften oder
gemeinnutzige Baugemeinschaften gemaB 8 12 Wohnraumfdrderungsgesetz
bevorzugt werden koénnen, wenn sie dauerhaft bezahlbaren Wohnraum
bereitstellen.

» Zudem gibt es inzwischen auf unsere Initiative hin einen Zuschlag fur teure
Wohnlagen, damit Sozialwohnungen nicht nur in gunstigen Lagen entstehen,
sondern auch dort, wo bezahlbarer Wohnraum noch starker fehlt. Es braucht
zusatzlich die Umsetzung in stadtebaulichen Vertrdgen zur Absenkung der
Bagatellgrenze von 20 Wohneinheiten auf 6 und eine Anhebung der
Sozialwohnungsquote in stark verdichteten und teuren Lagen, um eine starkere
soziale Durchmischung zu erreichen.

3. Bezahlbaren Wohnraum sichern

Die gangige Antwort auf die Wohnungskrise ist: bauen, bauen, bauen. Das ist aber weder
besonders nachhaltig noch glinstig. Auch wir wollen bauen, aber bezahlbar, umwelt- und
klimaschonend und bei gemeinwohlorientierten Bestandshaltern, die den Wohnraum
dauerhaft bezahlbar anbieten. Mindestens gleiches Augenmerk verdient aber die
Nutzbarmachung von vorhandenem Wohnraum, welcher aktuell dem Wohnungsmarkt
entzogen ist. Dauerhaft zweckentfremdeter Wohnraum verstarkt den Mangel an
bezahlbarem  Wohnraum. Nach dem Bremischen Wohnraumschutzgesetz
(BremWoSchG) handelt es sich hierbei vor allem um Wohnraum, der nach § 2 Abs.1 Nr.4
BremWoSchG langer als sechs Monate ununterbrochen leer steht sowie um Wohnraum,
der nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 langer als ,insgesamt 90 Tage im Kalenderjahr fur Zwecke der
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Ferienwohnungsvermietung oder der Fremdbeherbergung Uberlassen, genutzt oder
vorgehalten wird*,

3.1. Leerstand bekampfen

2022 standen in der Stadtgemeinde Bremen insgesamt 9.827 Wohnungen leer — davon
ganze 3.247, also rund ein Drittel aller leerstehenden Wohnungen, seit mehr als einem
Jahr (Zensus 2022). Insgesamt betrifft der Leerstand 3,3 Prozent der 300.020 Wohnungen.
Von Leerstand sind in Bremen teilweise ganze Wohngebaude betroffen, einige davon
stehen seitmehrals 10 Jahren leer. Leerstand, der Gilber sechs Monate hinaus geht, bedarf
einer Genehmigung. Im Fall von ungenehmigtem Leerstand kann die Behorde eine
Ruckfuhrung des Leerstands an den Wohnungsmarkt anordnen (§ 5 WoSchG). Diese
Maéglichkeit wird bisher sehr selten genutzt, ebenso wie Ordnungswidrigkeitsverfahren
oder BuBgelder. Wir fordern deshalb, dass

» Leerstande systematisch in einem Kataster erfasst werden, wie es zum Beispiel
Freiburg macht. Daflr soll ein 6ffentliches Portal analog zum Leerstandsmelder
erstellt werden.

» die rechtlichen Moglichkeiten ausgeschopft werden und bei nicht genehmigten
Leerstanden systematisch die Ruckfuhrung von Wohnraum angeordnet wird. Bei
nicht genehmigten Leerstdnden mussen zudem Ordnungswidrigkeitsverfahren
eroffnet und BuBgelder verhangt werden.

» wie flr vernachlassigten Wohnraum im Wohnungsaufsichtsgesetz muss es flr
Leerstand bei besonders hartnackigen EigentUmern die Maoglichkeit einer
Treuhandverwaltung geben, welche die Ruckfuhrung des Leerstandes an den
Wohnungsmarkt vollzieht. Hierfir wollen wir das Wohnraumschutzgesetz
novellieren.

3.2. Gewerbliche Leerstande regulieren

In Bremen und Bremerhaven fallen immer wieder gewerbliche Leerstande negativ auf. Die
Leerstandsquote bei Buroflachen ist innerhalb von zwei Jahren um fast ein Prozent
gestiegen, von 4,5 Prozent in 2023 auf 5,4 Prozentin 2025 (Immobilienmarkt-Report 2025
der WFB). Falle von jahrelangem Verfall ziehen die Nachbarschaften in Mitleidenschaft,
bis hin zu einer Gefdhrdung der 6ffentlichen Sicherheit. Haufig ist die Erwartung der
Wertsteigerung hdher als die Renditeerwartung bei Entwicklung. Solche spekulativen
Leerstdnde verhindern aber eine Nutzung des stadtischen Raums und sind
stadtentwicklungspolitisch kontraproduktiv. Wir fordern,

» das Forderprogramm ,Gewerbe zu Wohnen“ aktiv zu bewerben, wenn aus
leerstehenden Gewerbeimmobilien Wohneinheiten geschaffen werden.

» die Nutzung stadtebaulicher Gebote auch bei Gewerbeimmobilien zu prifen.

» die Schaffung einer Regulierung von gewerblichen Leerstdnden zu prifen, z.B.
durch eine gesetzliche Ermachtigungsgrundlage oder kommunale Satzung.



3.3. Keine Ferienwohnungen, wo Wohnraum fehlt

Neben dem Leerstand hat die Zahlvon Wohnungen, der langer als 90 Tage fur Zwecke der
gewerblichen bzw. Ferienwohnungs- und Fremdbeherbergungsnutzung vermietet
werden, in den letzten funf Jahren stark zugenommen. Die Zahl der angezeigten
Zweckentfremdungen von Wohnraum zur Fremd- oder Ferienwohnungsvermietung hat
sich zwischen 2021 (91 Anzeigen) und 2026 (367 Anzeigen) vervierfacht — die groBe
Dunkelziffer nicht angezeigter Ferienwohnungen nicht mitberechnet (Vorlage 21/7598
des Senats). Nach Auskunft der Bauordnungsbehorde zeigt sich bei Ferienwohnungen
eine Haufung in zentralen Lagen. Das Bremische Wohnraumschutzgesetz sieht fur
Wohnraum, der mehr als 90 Tage im Jahr als Ferienwohnung oder fur
Fremdenbeherbergung genutzt wird, aktuell lediglich eine Anzeigepflicht vor (8 3 Abs. 2),
jedoch keine Genehmigungspflicht. Starker reguliert waren Ferienwohnungen vor der
Novelle des Bremischen Wohnraumschutzgesetzes (Gultigkeitszeitraum 01.12.2020-
21.07.2021). Dieses stellte bei Ferienwohnungen die Zweckentfremdung unter einen
Genehmigungsvorbehalt (83 Abs. 1 Nr.4). Wir fordern,

» wieder eine Genehmigungspflicht fir die Vermietung von Wohnraum als
Ferienwohnungen einzufUhren und daflir das Wohnraumschutzgesetz zu
novellieren.

» in Stadtteilen mit angespanntem Wohnungsmarkt Ferienvermietungen starker zu
unterbinden, damit der Wohnraum fir Wohnungssuchende zur Verfigung steht.

» Ferienwohnungen in einem Kataster zu erfassen und mit einer Wohnungs-ID zu
versehen. Diese Kennzeichnungspflicht soll verpflichtend flr ein Inserat sein, um
nicht genehmigte und nicht erfasste Zweckentfremdungen zu ahnden.

3.4. Wohnen ist keine Ware — Gemeinwohlorientierung starken

Wohnen ist die soziale Frage unserer Zeit. Stadte wie Wien profitieren davon, starke
offentliche Wohnungsbaugesellschaften zu haben. Auch Bremen und Bremerhaven sind
mit der GEWOBA, BREBAU und STAWOG mit mehr als 54.000 Wohnungen
vergleichsweise gut aufgestellt. Wir fordern,

» kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsbau aktiv zu férdern und
auszubauen (s.0.)

> Uberschiisse in den 6ffentlichen Wohnungsbaugesellschaften zu belassen und
sie fur eine Dampfung der Mietsteigerungen und sozialen Wohnungsbau zu
nutzen.

» das Forderprogramm »otabilisierung von Sozialstrukturen im
Mietwohnungsbestand“ deutlich aufzustocken und strategisch fur die
Rekommunalisierung von Wohnraum zu nutzen, der sich in der Hand von
Wohnkonzernen befindet.

» offentliche Flachen nicht zu privatisieren — Boden gehort in 6ffentliche Hand. Die
Vergabe offentlicher Flachen in Erbpacht soll deshalb die Regel, nicht die
Ausnahme sein. Wir wollen Vorkaufsrechte aktiv nutzen und fur die Finanzierung
einen Flachenfonds schaffen.



3.5. Wohnraum erhalten - gegen Verfall vorgehen

Immer wieder treten Falle von Vernachlassigung und Verfall von Wohnraum auf. Das
Bremische Wohnungsaufsichtsgesetz regelt den Umgang mit Verwahrlosung und
Missstdnden in Wohnraum, bis hin zu einer Treuhandverwaltung. Verwahrlosung von
Wohnraum beeintrachtigt zuallererst die betroffenen Mieter*innen. Wenn dies so weit
fuhrt, dass Wohnraum fur unbewohnbar erklart werden muss, wie es beim Stubu der Fall
war, verlieren Menschen ihr Zuhause und der Stadt fehlt der Wohnraum. Verwahrlosung
anzugehen ist deshalb auch im Sinne des Erhalts und der Verfugbarkeit von Wohnraum
wichtig. In Bremen werden solche Falle von der Task-Force Problemimmobilien
bearbeitet. Bisher wurde einmal im Falle einer ausgebauten Heizungsanlage im Winter
eine Treuhandverwaltung eingesetzt, in anderen Gebduden wurden in Ersatzvornahme
HeizlUfter bereitgestellt. Instandsetzungs- oder Modernisierungsgebote wurden bisher
nicht verfugt. Wir fordern,

» die Ausschopfung der rechtlichen Moglichkeiten des Baugesetzbuchs wie
Instandsetzungs- und Modernisierungsgebote nach 8 177 Baugesetzbuch.

» die Ausweisung von Sanierungsgebieten, wo sich Verwahrlosungsphdanomene
haufen.

» besonders hartnackige Problemimmobilien zu rekommunalisieren oder zu
enteignen. Dass das rechtlich, als Ultima Ratio, zuldssig ist, hat ein
Rechtsgutachten im Auftrag unserer Fraktion nachgewiesen. Auch das
Férderprogramm ,,Stabilisierung von Sozialstrukturen im Mietwohnungsbestand*
muss hierfur herangezogen werden, wie bereits erfolgreich geschehen in der
Ldssumer Heide.

3.6. Landesamt fiir Mieter*innenschutz

Nicht selten gehen Vernachlassigung und Mietwucher Hand in Hand, vor allem dann,
wenn der Wohnraum als Kapitalanlage betrachtet wird. Aktuell ist fur die Miet-Melde-
Stelle die Einrichtung einer Personalstelle geplant. Das wird nicht reichen, um
Mietvertrage zu prufen, Wohnungen zu begehen, BuBgelder zu verhangen oder
Gerichtsverfahren zu fihren. Wir fordern deshalb,

» den Ausbau der Miet-Melde-Stelle zu einem Landesamt flr Mieter*innenschutz,
um Mieter*innen umfassend zu schutzen. Das Landesamt soll nicht nur gegen zu
hohe Mieten, sondern auch gegen Verwahrlosung und Zweckentfremdung effektiv
vorgehen.
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Fraktion in der
Bremischen Biirgerschaft




	05.10.2026
	1. Einleitung
	2. Bestehende Regulierung - und ihre Grenzen
	2.1. Mietspiegel
	2.2. Mietpreisbremse
	2.3. Ahndung von Mietwucher
	2.4. Sozialwohnungsquoten und Wohnraumförderung

	3. Bezahlbaren Wohnraum sichern
	3.1. Leerstand bekämpfen
	3.2. Gewerbliche Leerstände regulieren
	3.3. Keine Ferienwohnungen, wo Wohnraum fehlt
	3.4. Wohnen ist keine Ware – Gemeinwohlorientierung stärken
	3.5. Wohnraum erhalten – gegen Verfall vorgehen
	3.6. Landesamt für Mieter*innenschutz


